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Änderungsantrag zu EP-U-01

Von Zeile 456 bis 459:
Landgrabbing, das heißt das Aufkaufen von landwirtschaftlichen Flächen als
Investitionsobjekten durch Kapitalanleger und Staaten, sowie eine verzerrende
Strukturpolitik bedrohen die vielfältige, solide und nachhaltige bäuerliche
Landwirtschaftsstruktur, auch in Europa.

Das bisher hauptsächlich in Entwicklungsländern um sich greifende Landgrabbing wird
zunehmend auch in Europa zum Problem. Privatpersonen und Großinvestoren
entdecken Ackerland als sichere Kapitalanlage und steigen in die agrarindustrielle
Produktion ein. Aktuell verfügen in Europa nur 3% der Höfe über 52% des Ackerlands,
und 80% der EU-Subventionen gehen an nur 20% der Betriebe. Für die ländlichen
Regionen hat das fatale Auswirkungen: Für bestehende bäuerliche Betriebe oder
Existenzgründer*innen ist es kaum noch möglich, zu fairen Preisen Land zu erwerben
oder zu pachten. Stattdessen breiten sich die neuen Feudalherren aus, deren
Geschäftsmodell auf drei S basiert: Spekulation, Subventionen und Steuervermeidung.

Die Konzentration von Land in den Händen weniger Konzerne ist schädlich für die
ländlichen Regionen. Arbeitsplätze werden wegrationalisiert, die Wertschöpfung sinkt,
und der Bezug zum täglichen Essen und das Vertrauen in die Landwirtschaft gehen
verloren. Land darf keine Ware wie jede andere sein!

Begründung

Die aktuelle Situation bei der Verteilung von Land und die Auswirkungen eines
zunehmenden Landgrabbings werden stärker hervorgehoben. Dabei wird vor allem
auch auf die sich immer weiter zuspitzende Situation im ländlichen Raum eingegangen.
Zudem werden die Folgen von Landkonzentration für den Arbeitsmarkt, in der
Wertschöpfungskette und für die Verbraucher*innen deutlicher gemacht.
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